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ver.di warnt: Sparmaßnahmen
gefährden Berlins sozialen

Zusammenhalt
Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di warnt vor

Einsparungen in Berlin, die den sozialen Zusammenhalt
gefährden und den öffentlichen Dienst schwächen.

Soziale Folgen der Kürzungen in Berlin

Die aktuelle Diskussion um massive Einsparungen im
öffentlichen Dienst Berlins wirft einen Schatten auf den sozialen
Zusammenhalt der Hauptstadt. Die Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di äußert ernsthafte Bedenken über die geplanten
Kürzungen und deren langfristige Auswirkungen auf die
Gesellschaft. Vor dem Hintergrund eines drohenden Defizits von
rund 3 Milliarden Euro, zu dem sich weitere 900 Millionen Euro
durch Steuererleichterungen auf Bundesebene gesellen
könnten, steht der Berliner öffentliche Dienst vor einer
entscheidenden Herausforderung.



Die Relevanz der Beschäftigten

Ver.di unterstreicht, dass die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst die „wichtigste Ressource“ darstellen. Daniela Ortmann,
die Vorsitzende des Hauptpersonalrats des Landes Berlin, betont
die Notwendigkeit, die Mitarbeiter zu schützen und zu
unterstützen, statt Kürzungen vorzunehmen. „Die, die täglich für
die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt arbeiten, dürfen nicht
die Leidtragenden der Sparmaßnahmen sein“, erklärt sie. Ihre
Warnung ist klar: Ein Rückgriff auf vergangene Einsparstrategien
würde nur den Widerstand der Beschäftigten hervorrufen.

Demografische Herausforderungen

Zusätzlich zur finanziellen Misere sieht sich der öffentliche
Dienst in Berlin mit einer demografischen Krise konfrontiert. Die
geburtenstarken Jahrgänge erreichen in den kommenden Jahren
das Rentenalter, was zu einem eklatanten Personalmangel
führen könnte. Der seit 2015 erfolgte Stellenzuwachs konnte
den steigenden Bedarf nicht nachhaltig decken. Obwohl die
Stadt floriert, wird der öffentliche Dienst durch das Versäumnis,
ausreichend Nachwuchs zu rekrutieren, weiter geschwächt.

Politische Verantwortung und Finanzierung

Die anhaltende Diskussion über die Finanzierung öffentlicher
Dienste stellt die Frage nach gerechteren Steuerpraktiken.
Ver.di-Landesbezirksleiterin Andrea Kühnemann sieht die
Lösung in der Besteuerung großer Vermögen und Erbschaften,
um die finanziellen Mittel zu mobilisieren, die Berlin dringend
benötigt. „Ein kaputtgesparter öffentlicher Dienst ist nicht nur
ein Verlust, sondern wirkt sich auch direkt auf die am stärksten
benachteiligten Bürgerinnen und Bürger aus“, erklärt sie.

Fazit: Ein Aufruf zum Handeln

Die Warnungen von ver.di lassen keinen Raum für



Missverständnisse: Einsparungen im öffentlichen Dienst könnten
weitreichende Folgen für den sozialen Zusammenhalt in Berlin
haben. Es bedarf eines echten Dialogs zwischen Politik und
Gewerkschaften, um nachhaltige Lösungen zu finden, die sowohl
die Mitarbeiter als auch die Bürgerinnen und Bürger Berlins
berücksichtigen. Die Herausforderung besteht nicht nur in der
finanziellen Stabilität, sondern auch in der Wahrung eines
funktionierenden und effektiven öffentlichen Dienstes.
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